
Aufstellungsbeschluß 
 
 

Der Ausschuß für Stadtent- 
wicklung und Bauleit- 
planung der Stadt Frechen 
hat am   03.07.2001 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
diesen Plan zur Aufstellung 
beschlossen. 
 
 
 
 
 
Frechen, den  25.02.2004 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Frühzeitige 
Bürgerbeteiligung 

 
Die BürgerInnen sind über 
die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung gemäß 
§ 3 (1) BauGB in der Zeit 
vom  08.07.2002 
bis    19.07.2002 
sowie  
am    08.07.2002 
unterrichtet worden. 
 
 
 
Frechen, den  25.02.2004 
 
 

Der Bürgermeister 

Auslegungsbeschluß 
 
 

Der Ausschuß für Stadtent- 
wicklung und Bauleit- 
planung der Stadt Frechen 
hat am  16.09.2003 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
diesen Plan zur öffentlichen 
Auslegung beschlossen. 
 
 
 
 
 
Frechen, den  25.02.2004 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Öffentliche Auslegung 
 
 

Dieser Plan hat gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom  18.11.2003 
bis    19.12.2003 
öffentlich ausgelegen. 
Die Bekanntmachung über 
Ort und Zeit der 
Auslegung erfolgte im 
Amtsblatt der Stadt 
Frechen 
am  10.11.2003  Nr. 32 
 
Frechen, den  25.02.2004 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Erneute 
öffentliche Auslegung 

 
Dieser Plan hat gemäß § 3 
Abs. 3 BauGB in der Zeit 
vom __________________ 
bis   __________________ 
erneut öffentliche ausgele- 
gen. 
Die Bekanntmachung  der 
öffentlichen Auslegung 
erfolgte im Amtsblatt der 
Stadt Frechen 
am __________ Nr. ______ 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Satzungsbeschluß 
 
 

Der Rat der Stadt Frechen 
hat am  17.02.2004 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
diesen Plan als Satzung 
beschlossen. 
 
 

*Änderung  nach 
     Offenlegung  
 
 
Frechen, den  25.02.2004 
 
 
 
Der Bürgermeister         

 

Ausfertigung 
 
 
Dieser Bebauungsplan wird 
hiermit ausgefertigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frechen, den  25.02.2004 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Öffentliche 
Bekanntmachung 

 
Der Beschluß des Bebau- 
ungsplanes sowie Ort und 
Zeit der Einsichtnahme ist 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB  
im Amtsblatt der Stadt 
Frechen 
am ____________Nr. ____ 
erfolgt. 
 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Aufgestellt 
 

 
 

 
Der Bürgermeister 

 
Fachbereich 6 
Bauen, Planen und Umwelt 
Abteilung 61 
Planung, Umwelt und 
Liegenschaften 
 
Frechen, den  07.11.2003 
 
Im Auftrag 
 
______________________ 

Planunterlage 
 
 

Die Übereinstimmung der 
Bestandsangaben mit dem 
Liegenschaftskataster,(A) 
die kartografische 
Darstellung sowie die 
geometrische Festlegung 
und Darstellung der neuen 
städtebaulichen Planung  
(B) werden als richtig 
bescheinigt. 
 
Köln, den  (A)  
                  (B)  
 
 
______________________ 

Bestätigung 
 
 

Es wird bestätigt, dass diese
Kopie mit dem Original- 
Bebauungsplan und den 
darauf verzeichneten Ver- 
merken übereinstimmt. 
 
 
 
 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 
______________________

 
 
 
 

 
 
 

Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.09.2006 (BGBl. I S. 2099)  
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung in der 
Neufassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch den Art. 3 des 
Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung 
von Wohnbauland vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466). 
 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
22.01.1991 (BGBl. I S. 58). 
 
Landesbauordnung NW (BauO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.03.2000 (GV NRW S. 256) zuletzt geändert am 29.04.2005 (GV NRW S. 341) 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.03.2002 (BGBl. I S. 1193) 
 
 

Änderungssbeschluß 
 
 

Der Ausschuß für Stadtent-
wicklung und Bauleitplanung 
der Stadt Frechen hat am  
22.11.2006 beschlossen, 
gemäß § 13 BauGB die 
vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 40.4 K 
einzuleiten. 
 
 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Öffentliche Auslegung 
 
 

Dieser Plan hat gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom 05.12.2006 
bis   05.01.2007 
öffentlich ausgelegen. 
Die Bekanntmachung über 
Ort und Zeit der Auslegung 
erfolgte im Amtsblatt der 
Stadt Frechen 
am  27.11.2006   Nr. 25 
 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Satzungsbeschluß 
 
 

Der Rat der Stadt Frechen hat 
am 27.03.2007 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
diesen Plan als Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Ausfertigung 
 
 
Die vereinfachte Änderung 
des Bebauungsplanes Nr.  
wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Frechen, den ____________ 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister 

Öffentliche 
Bekanntmachung 

 
Der Beschluß des 
Bebauungsplanes sowie Ort 
und Zeit der Einsichtnahme 
ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
im Amtsblatt der Stadt 
Frechen 
am ____________Nr. ____ 
erfolgt. 
 
 
Frechen, den ___________ 
 
 
 
 

 
 

Der Bürgermeister 
 
 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

§ 1 
Art der baulichen Nutzung  

 
(1) Gemäß § 1 Abs. 7 Nr. 1 BauNVO wird im Baugebiet WA 2 festgesetzt, dass im Erdgeschoss nur 
- der Versorgung des Gebietes dienende Läden, 
- Schank- und Speisewirtschaften  
( § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ) zulässig sind. (siehe vereinfachte 2.Änderung) 
 
(2) Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird, mit Ausnahme des Baugebietes WA 2,  festgesetzt, dass die 
nach § 4 Abs.2 BauNVO allgemein zulässige Nutzung  
- die der Versorgung dienenden Läden nicht zulässig ist. (siehe vereinfachte 2.Änderung) 
 (3) Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass die ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen 
- Betriebe des Beherbergungswesens, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind. 
 
(4) Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird festgesetzt, dass bei Baugrundstücken mit einer Größe von 
weniger als 230 qm eine Wohnung je Wohngebäude zulässig ist und ab einer Größe von 230 qm 2 
Wohnungen je Wohngebäude zulässig sind. * 
Von dieser Festsetzung sind die Grundstücke der Baugebiete WA 1/1a, WA 2, WA 3 und WA 4 
ausgenommen. (siehe vereinfachte 2.Änderung) 
 

§ 2 
Maß der baulichen Nutzung 

 
Die festgesetzten Firsthöhen/Gebäudehöhen werden gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO wie folgt bestimmt. 
Oberer Bezugspunkt ist der Firstabschluss/Gebäudeabschluss und unterer Bezugspunkt das Mittel 
der Oberkante Straße zwischen den Schnittpunkten der seitlichen Grundstücksgrenzen mit der 
Strassengradiente. 
 

§ 3 
Bauweise 

 
(1) Im Baugebiet WA 5 ist gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine Bebauung in Form des Gartenhofhauses 
(GHH) festgesetzt. Es sind Wohngebäude in Winkelform mit einem Gartenhof, der an zwei Seiten von 
Gebäudewänden begrenzt ist, zu errichten (s. Systemskizze 1). Die Größe des umbauten Gartenhofes 
muss mindestens 20 qm betragen. 
 
(2) Im Baugebiet WA 6 ist gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine Bebauung in Form eines Kettenhauses 
(KH) festgesetzt. Das erste Vollgeschoss ist in geschlossener Bauweise (ohne Grenzabstand) und 
das zweite Vollgeschoss in abweichender Bauweise mit einseitiger Grenzbebauung zu errichten 
(s. Systemskizze 2). 
 
(3) Im Baugebiet WA 1a ist gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise festgesetzt. Die 
Gebäude sind in einseitiger Grenzbebauung in Verbindung zum zweigeschossigen Hauptbaukörper 
(WA 1) zu errichten (s. Systemskizze 3). 
 

 
 

§ 4 
Nebenanlagen  

 
(1) Als Nebenanlagen sind gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO überdachte Freisitze und Wintergärten im 
Anschluss an das Wohnhaus bis zu einer Tiefe (gemessen ab Baugrenze) und maximalen Höhe von 
3,00 m mit Schrägdach und einer Dachneigung von 10-30 ° zulässig. * 
 
(2) Gartenhäuser und Gartengerätehäuser sind gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO auf den nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen mit einer Grundfläche von maximal 6 qm je Baugrundstück 
zulässig. * 
 
(3) Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind sonstige Nebenanlagen auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen unzulässig. * 
 

§ 5 
Flächen für Stellplätze und Garagen 

 
(1) Garagen und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie auf den 
hierfür besonders ausgewiesenen Flächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. mit § 12 Abs. 6 
BauNVO zulässig. Stellplätze sind zusätzlich in den Zufahrten zu Garagen und Stellplätzen zulässig. 
 
(2) Die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB gekennzeichnete Carportanlage wird dem Baugebiet WA 7 
zugeordnet. 

 
§ 6 

Bemessung der Grundstücke 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB wird eine Mindestbreite pro Baugrundstück von 6 m festgesetzt. 
 

§ 7 
Immissionsschutz  

 
(1) Auf der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzten Fläche für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Immissionsschutzrechtes mit der Zweckbestimmung „Lärmschutzwand/-wall“ ist eine begrünte 
Lärmschutzanlage zu errichten. Die Höhe der Lärmschutzanlage über der Oberkante Verkehrsfläche 
der L 91 muss mindestens 3,50 m betragen. 
Die Lärmschutzanlage ist straßenseitig zur Vermeidung von Reflexionen absorbierend gemäß ZTV 
LSW 88 auszuführen. 
Das Schalldämm-Maß der Lärmschutzanlage darf einen Wert von R´w = 25 dB nicht unterschreiten. * 
 
(2) An den mit  „LPB II“ gekennzeichneten Fassaden sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB ab dem 1. 
OG die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen für den Lärmpegelbereich II 
gemäß DIN 4109, "Schallschutz im Hochbau", Ausgabe November 1989 einzuhalten. Die 
Außenbauteile müssen gemäß Abschnitt 5.2 DIN 4109 ein resultierendes Schalldämm-Maß von 
R´w,res = 30 dB aufweisen. In diesen Fassaden ist die Anordnung von Schlaf- und Kinderzimmern 
unzulässig. Ausnahmsweise kann nach § 31 Abs. 1 BauGB die Anordnung von Schlaf- und 
Kinderzimmern zugelassen werden, wenn Fenster mit integrierten Lüftungen eingebaut werden, die 
die Anforderungen für den Lärmpegelbereich III                                                                               nach dieser Norm erfüllen.  
Die Außenbauteile müssen in diesem Fall gemäß Abschnitt 5.2 DIN 4109 ein resultierendes 
Schalldämm-Maß von R´w,res = 35 dB aufweisen. 
 
An den mit „LPB III“ gekennzeichneten Fassaden sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB ab dem 1. OG 
die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen für den Lärmpegelbereich III 
gemäß DIN 4109, "Schallschutz im Hochbau", Ausgabe November 1989 einzuhalten. Die 
Außenbauteile müssen gemäß Abschnitt 5.2 DIN 4109 ein resultierendes Schalldämm-Maß von 
R´w,res = 35 dB aufweisen. In diesen Fassaden ist die Anordnung von Schlaf- und Kinderzimmern 
unzulässig. Ausnahmsweise kann nach § 31 Abs. 1 BauGB die Anordnung von Schlaf- und 
Kinderzimmern zugelassen werden, wenn Fenster mit integrierten Lüftungen eingebaut werden, die 
die Anforderungen für den Lärmpegelbereich IV nach dieser Norm erfüllen. Die Außenbauteile 
müssen in diesem Fall gemäß Abschnitt 5.2 DIN 4109 ein resultierendes Schalldämm-Maß von 
R´w,res = 40 dB aufweisen. 
 
 
 

 
 
 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
                   (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NW) 
 

§ 8 
Sockelhöhen 

 
Die Sockelhöhe darf maximal 0,30 m betragen. Sie wird definiert als Differenz zwischen Niveau 
Oberkante Fertigfußboden erstes Vollgeschoss und dem Mittel der Oberkante Straße zwischen den
Schnittpunkten der seitlichen Grundstücksgrenzen mit der Strassengradiente.  
 

§ 9 
Drempelhöhen 

 
Drempel sind bei Pult- und Satteldächern bis maximal 0,30 m Höhe zulässig. Als Maß hierfür ist der
Schnittpunkt der Außenwand (Außenkante) mit der Sparrenunterkante, gemessen ab Oberkante 
Rohdecke, letzte Geschossdecke, anzusehen.  
 

§ 10 
Abgrabungen 

 
Abgrabungen zur Belichtung von Aufenthaltsräumen in Kellergeschossen sind nicht zulässig; 
ausgenommen hiervon sind Kellerlichtschächte zur Belichtung und Belüftung von
Nichtaufenthaltsräumen. 
 

§ 11 
Fassadengestaltung 

 
Das Material für die Verblendung der Gebäudefassaden muss in allen Baugebieten aus Klinker 
und/oder Holz bestehen. Ausnahmsweise sind andere Materialien, außer Naturstein- und 
Klinkerimitationen sowie bunte Platten und spiegelnde bzw. reflektierende Kunststoff- und 
Metallmaterialien, in Abstimmung mit der Gemeinde zulässig, wenn die einheitliche Gestaltung einer 
Gebäudegruppe gewährleistet ist. 
 

§ 12 
Dächer 

 
Festsetzung wurde gestrichen * 
 
 

§ 13 
Firstrichtungen 

 
Die Firstrichtungen müssen entsprechend der in den Baufenstern eingetragenen Firstpfeile bzw. 
soweit nicht festgesetzt, längs zur Gebäudehauptachse liegen. 
Bei den festgesetzten Firstrichtungen handelt es sich um Hauptfirstrichtungen. Dies gilt nicht für 
untergeordnete Anbauten und Gebäudeteile. 
 

§ 14 
Dachaufbauten 

 
Dachgauben sind nur als Einzelelemente in den Fensterachsen der darunter liegenden Geschosse 
zulässig und dürfen das lichte Öffnungsmaß der darunter liegenden Geschossfenster nicht 
überschreiten, Der Mindestabstand von Gebäudeabschluss und Trennwänden beträgt 1,25m. Der 
Abstand der Gauben untereinander muss mindestens der Einzelgaubenbreite entsprechen. Die Breite 
aller Einzelgauben darf die Hälfte der Gesamtbreite des Daches nicht überschreiten. Aufstehende 
Flächen von Dachaufbauten müssen mindestens 0,5m hinter der Gebäudeflucht des senkrecht 
stehenden aufgehenden Mauerwerks zurückspringen. Schleppgauben sind nicht zulässig. 
Unterschiedliche Gaubenformen sind auf der Dachfläche eines Gebäudes nicht zulässig. 
Bei Dachneigungen unter 35° sind Dachgauben ausgeschlossen. Zur Belichtung des 
Dachgeschosses sind in derartigen Fällen ausschließlich Dachflächenfenster und Giebelverglasungen 
zulässig. 
 

§ 15 
Boxen zur Unterbringung von Müllbehältern 

 
Boxen zur Unterbringung von Müllbehältern sind innerhalb der privaten Grundstücksflächen 
anzuordnen und zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. 
 

§ 16 
Antennen 

 
Antennen und insbesondere Satellitenantennen dürfen auf der vom öffentlichen Straßenraum 
abgewandten Dach- bzw. Fassadenfläche oder unter der Dachhaut angebracht werden. Ausnahmen
sind zulässig für Grundstücke, die an mehreren Seiten durch Verkehrsflächen erschlossen sind. 
 
Ausnahmen sind auch zulässig, wenn ein ordnungsgemäßer Empfang nicht sichergestellt werden 
kann.  
 
 

III. Grünordnungsfestsetzungen 
 

§ 17 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  
 
(1) Die Einfriedung der Vorgartenbereiche ist nur bis zu einer Höhe von 0,60 m über dem Niveau der
Erschließungsanlagen zulässig. Als Vorgartenbereiche gelten die Flächen zwischen der 
Verkehrsfläche und der Vorderseite der Gebäude in der Gesamtbreite der jeweiligen Baugrundstücke.
Hiervon ausgenommen sind die Baugebiete WA 8, in denen nur im rückwärtigen Grundstücksbereich 
gebaut werden darf. 
 
 
 
(2) Außerhalb der Vorgartenbereiche und in den Baugebieten WA 8 sind Einfriedungen bis zu einer 
Höhe von 2,00 m zulässig. (siehe vereinfachte 2.Änderung) 
 
(3) Zäune ab einer Höhe von 0,6m entlang von Verkehrsflächen, entlang der privaten Grünflächen und 
in Flächen mit Pflanzgebot sind nur mit in die Bepflanzungen integrierten Maschendraht- oder 
Stabgitterzäunen zulässig. (siehe vereinfachte 2.Änderung) 
 
(4) Sichtschutzzäune und Mauern sind nur entlang von Verkehrsflächen zulässig. Sie sind mit einem 
Abstand von mindestens 0,75 m zur Grundstücksgrenze zu erstellen. An der Außenseite ist eine 
Bepflanzung mit einheimischen Heckengehölzen vorzunehmen, wie Liguster, Eibe, Buche, 
Hainbuche, Weißdorn. * (siehe vereinfachte 2.Änderung)  
 
(5) Soweit in Vorgärten Standplätze für Abfallbehälter angelegt werden, sind diese in die gärtnerische
Gestaltung sichtgeschützt einzubeziehen. 
 
(6) Maßnahmenfläche G 1 (Zweckbindung: Baumreihe aus alten regionalen Obstsorten bzw. 
standortgerechten, einheimischen Laubbäumen 1. Ordnung, Obstwiese) * 
Laubbäume sind als Hochstämme mit einem Stammumfang von mindestens 16/18 cm und 
Obstbäume mit einem Stammumfang von mindestens 14/16 cm in einem Abstand von 8 bis 12 m, bei 
einem Kronendurchmesser von mehr als 20 m in einem Abstand von 20 m zu pflanzen.  
Bäume und Unternutzung sind auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu 
ersetzen. 
Artenliste: 
Äpfel: 
� Kaiser Wilhelm 
� Rote Sternrenette 
Birnen: 
� Gellerts Butterbirne 
� Gute Graue 
Laubbäume: 
� Eiche (Quercus petraea, Quercus robur) 
� Elsbeere (Sorbus torminalis) 
� Esche (Fraxinus excelsior) 
� Eßbare Kastanie (Castanea sativa) 
� Linde (Tilia cordata, Tilia platyphyllos) 
� Speierling (Sorbus domestica) 
� Walnuss (Juglans regia) 
 
 
 
 (7) Maßnahmenfläche G 2 (Zweckbindung: Obstwiese mit Feldgehölzen) * 
Die Fläche ist als gehölzbestandene Fläche (Gehölzanteil 30 %) gemäß Artenliste und als extensive 
Wiesenfläche ( standortgerechte Mischung ) mit Wildobstanteil (1 Baum/ 100 qm Wiese) anzulegen 
und auf Dauer zu unterhalten.  
Die Anlage eines Wirtschaftsweges in einer maximalen Breite von 2,50 m ist zulässig.   
Bäume und Unternutzung sind auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu 
ersetzen. 
Obstbäume sind als Hochstämme mit einem Stammumfang von mindestens 14/16 cm zu pflanzen. 
Die Feldgehölze sind als Sträucher (Pflanzqualität VSTR., 100-150) mit einem Pflanzabstand von 
1,5 x 1,5 m zu pflanzen. 
Artenliste: 
 

 
III. Grünordnungsfestsetzungen 

 
§ 17 

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 
(1) bleibt unberührt (siehe vereinfachte 1. Änderung vom 23.05.2005) 
 
(2 wird geändert: 
(2) Außerhalb der Vorgartenbereiche und in den Baugebieten WA 8 sind Einfriedungen unter 
Berücksichtigung der Absätze 3 und 4 bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig. Dieses gilt nicht für die 
Grenze zwischen den privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Gemeinschaftsgrün“ und 
einer Verkehrsfläche. Hier sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,00 m zulässig. 
 
(3) wird geändert: 
(3) Zäune ab einer Höhe von 0,60 m entlang von Verkehrsflächen, auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen entlang der privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Gemeinschaftsgrün“ und in Flächen mit Pflanzgebot, sind nur mit in die Bepflanzung integrierten 
Stabgitter- und Maschendrahtzäunen zulässig. 
 
(4) wird geändert: 
(4) Sichtschutzzäune und Mauern sind nur entlang der Verkehrsflächen zulässig. Sie sind nicht zulässig 
in Flächen mit Pflanzgebot und privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Gemeinschaftsgrün“ sowie ab einer Höhe von 0,60 m in den Vorgärten. Sie sind mit einem Abstand 
von mindestens 0,75 m zur Grundstücksgrenze zu erstellen. An der Außenseite ist eine Bepflanzung mit 
einheimischen Heckengehölzen vorzunehmen, wie Liguster, Eibe, Buche, Hainbuche, Weißdorn. 
Die Einfriedung zwischen zwei nicht überbaubaren Grundstücksflächen (Hausgärten) bleibt von 
dieser Festsetzung unberührt. 
 
(5) bleibt unberührt 
(6) bleibt unberührt 
(7) bleibt unberührt 
(8) bleibt unberührt 
 
 
 

 
 

 
§ 18 

Öffentliche und private Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
 
(1) bleibt unberührt 
 
(2) wird geändert: 
(2) Private Grünfläche Zweckbestimmung „Gemeinschaftsgrün“ 
In den als Gemeinschaftsanlage festgesetzten privaten Grünflächen sind an den gekennzeichneten 
Standorten Obstbäume mit einem Stammumfang von mindestens 10/12 cm zu pflanzen. Die 
Unternutzung ist Extensivrasen. Bäume und Unternutzung sind auf Dauer zu pflegen und zu unterhalten. 
Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. 
Einfriedungen innerhalb der Gemeinschaftsgrünflächen sind unzulässig. Die Flächen werden den jeweils 
östlich und westlich angrenzenden Baufenstern zugeordnet.  
Für die einzelnen Gemeinschaftsgrünflächen sind folgende Baumarten festgesetzt: 
• B1-B4:  Pyrus salicifolia (Weidenblättrige Birne) 
• A1-A5:  Malus `Butterball`(Zierapfel) 
• M1-M3:  Mespilus germanica `Holländische Riesenmispel` (Mispel) 
• K1-K4:  Prunus serrulata `Tai Haku (Zier-Kirsche) 
 
Sonstige Bepflanzungen sind nicht zulässig. 

 
(4) Die gesamten nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit Ausnahme der 
Erschließungswege, Terrassenflächen und Vorgärten  zu mindestens 80%  zu bepflanzen und zu 
unterhalten.* 
Je 400 qm oder mindestens pro Grundstück ist ein Laubbaum mit einem Mindest-stammumfang von 
12/14 cm zu pflanzen.  
 
(5) Die Vorgartenbereiche (siehe § 17 Abs. 1) sind zu mindestens 50% zu bepflanzen und zu 
unterhalten. 
  
(6) Dachflächen von Garagen und Carports sind mit einer mindestens extensiven Dach-begrünung zu 
versehen und dauerhaft zu unterhalten.   
 
(7) Wandflächen der Garagen und Carports sind mit Kletterpflanzen zu begrünen und dauerhaft zu 
unterhalten. Die Begrünung ist so vorzunehmen, dass sie in höchstens 5 Jahren abgeschlossen ist. 
 
(8) In den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (verkehrsberuhigter Bereich) sind an den 
gekennzeichneten Standorten Laubbäume mit einem Stammumfang von mindestens 18/20 cm und 
einer Stammhöhe von mindestens 2,20 m zu pflanzen.  
Je  Erschließungsfläche darf nur eine Baumart verwendet werden. 
Die zeichnerisch festgesetzten Baumstandorte können funktionellen und technischen Erfordernissen 
angepasst werden, solange die Anzahl unverändert und das räumliche Gestaltungsprinzip erkennbar 
bleibt. 
Die Bäume sind auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. 
Artenliste: 
� Acer platanoides `Columnare` und `Olmstedt` (Spitz-Ahorn) 
� Carpinus betulus `Fastigiata` und `Frans Fontain` (Pyramiden-Hainbuche) 
� Crataegus x prunifolis `Splendens` (Weißdorn) 
� Gleditsia triacanthos `Skyline` (Gleditschie) 
� Prunus x hillieri `Spire` (Zier-Kirsche) 
� Pyrus calleriana `Chanticleer` (Chinesische Birne) 
� Quercus robur `Fastigiata` (Säulen-Eiche) 
� Robinia pseudoacacia `Pyramidalis` (Pyramiden-Robinie) 
� Sorbus aria (Mehlbeere) 
 
 

(2) Der Grünstreifen (Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen) 
entlang der Lärmschutzwand ist mit standortheimischen Sträuchern zu bepflanzen, zu pflegen und zu 
erhalten. (Pflanzqualität VSTR., 100-150 mit einem Pflanzabstand von 1,5 x 1,5 m). Abgänge sind 
gleichartig zu ersetzen. 
Artenliste: 
� Cornus sanguinea (Hartriegel) 
� Corylus avellana (Hasel) 
� Crataegus monogyna (Weißdorn) 
� Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen) 
� Hedera helix (Efeu) 
� Ilex aquifolium (Stechpalme) 
� Ligustrum vulgare (Liguster) 
� Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 
� Mespilus germanica (Mispel) 
� Prunus mahaleb (Weichsel-Kirsche) 
� Rhamnus frangula (Faulbaum) 
� Rosa arvensis (Feld-Rose) 
� Sambucus racemosa (Trauben-Holunder) 
� Sorbus aucuparia (Eberesche) 
� Taxus baccata (Eibe) 
� Viburnum opulus (Schneeball) 
 
(3) Grundstücke sind auf Flächen mit privatem Pflanzgebot (Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen) mit Sträuchern und Hecken gemäß Artenliste einzugrünen 
zu pflegen und zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. Nadelgehölze sind mit Ausnahme 
von Eiben nicht zugelassen. Die Bepflanzung darf für Zuwegungen 1x pro Grundstück unterbrochen 
werden. Die Unterbrechung darf maximal 1,20 m breit sein. 
Zuwegungen zu den Ausgleichsflächen (G1 - G3) sind nicht zugelassen. 
Pflanzenqualität mind. VSTR 60/100 bzw. Heckenpflanzen 80/100. Pflanzabstand mind. 1 Strauch/2,5 
m² bzw. bei Hecken 3 St./lfm. 
Artenliste: 
Geschnittene Hecken: 
� Acer campestre (Feld-Ahorn) 
� Carpinus betulus (Hainbuche) 
� Crataegus monogyna (Weißdorn) 
� Fagus sylvatica (Buche) 
� Ligustrum vulgare (Liguster) 
� Taxus baccata (Eibe) 
Freiwachsende Sträucher: 
� Amelanchier ovalis (Felsenbirne) 
� Aronia melanocarpa (Apfelbeere) 
� Berberis spec. in Sorten (Berberitze) 
� Chaenomeles-Hybriden (Zierquitte) 
� Colutea arborescens (Blasenstrauch) 
� Cotoneaster divaricatus (Sparrige Zwergmispel) 
� Cotoneaster multiflorus (Vielblütige Zwergmispel) 
� Deutzia spec. in Sorten (Deutzie) 
� Ilex aquifolium in Sorten (Stechpalme) 
� Kerria japonica (Ranunkelstrauch) 
� Kolkwitzia amabilis (Kolkwitzie) 
� Ligustrum vulgare (Liguster) 
� Lonicera spec. (Heckenkirsche) 
� Philadelphus in Sorten (Pfeifenstrauch) 
� Ribes alpinum `Schmidt` (Alpen-Johannisbeere) 
� Salix purpurea `Nana` (Kugel-Weide) 
� Spiraea spec. in Sorten (Spierstrauch) 
� Viburnum in Sorten (Schneeball) 
� Weigela in Sorten (Weigelie) 
� Wildrosen und einfachblühende Strauchrosen 

� Kolkwitzia amabilis 
� Ligustrum vulgare (Liguster) 
� Lonicera spec. in Sorten (Heckenkirsche) 
� Mespilus germanica (Mispel) 
� Parrotia persica (Eisenholz) 
� Philadelphus spec. in Sorten (Pfeifenstrauch) 
� Photinia villosa (Glanzmispel) 
� Potentilla in Sorten (Fingerstrauch) 
� Prunus spinosa (Schlehe) 
� Ribes spec. in Sorten (Johannisbeere) 
� Rosa spec. in Sorten (Wild- und Strauchrosen) 
� Rudbeckia fulgida in Sorten (Sonnenhut) 
� Salix spec. (Weide) 
� Sorbaria sorbifolia (Fiederspiere) 
� Spiraea spec. in Sorten (Spierstrauch) 
� Stephanandra spec. (Kranzspiere) 
� Symphytum grandiflorum (Kaukasus-Beinwell) 
� Vinca minor (Immergrün) 
� Viburnum spec. in Sorten (Schneeball) 
� Weigela in Sorten (Weigelie) 
 

� Esche (Fraxinus excelsior) 
� Fächerbaum (Ginkgo biloba) 
� Ungarische Eiche (Quercus frainetto) 
� Zerr-Eiche (Quercus cerris) 
� Winter-Linde (Tilia cordata, Tilia cordata `Greenspire`) 
� Silber-Linde (Tilia tomentosa `Brabant`) 
� Kaiser-Linde (Tilia vulgaris `Pallida`) 
 
 

(2) Private Grünfläche, Zweckbestimmung Gemeinschaftsgrün (siehe vereinfachte 2.Änderung) 
In den als Gemeinschaftsanlage festgesetzten privaten Grünflächen sind an den gekennzeichneten 
Standorten Obstbäume mit einem Stammumfang von mindestens 10/12 cm zu pflanzen. Die 
Unternutzung ist Extensivrasen. Bäume und Unternutzung sind auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. 
Abgänge sind gleichartig zu ersetzen.  
Einfriedungen innerhalb der Gemeinschaftsgrünflächen sind unzulässig. Die Flächen werden den 
jeweils östlich und westlich angrenzenden Baufenstern zugeordnet. 
Für die einzelnen Gemeinschaftsgrünflächen sind folgende Baumarten festgesetzt: 
• B1 – B4:  Pyrus salicifolia (Weidenblättrige Birne) 
• A1 – A5:  Malus `Butterball` (Zier-Apfel) 
• M1 – M3:  Mespilus germanica `Holländische Riesenmispel` (Mispel) 
• K1 – K4:  Prunus serrulata `Tai Haku` (Zier-Kirsche) 
 

§ 19 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 25 BauGB 
 

(1) In den als Straßenverkehrsfläche festgesetzten Flächen sind mindestens 100 Bäume zu pflanzen. 
Die Bäume in den Straßenverkehrsflächen sowie die zeichnerisch festgesetzten Bäume zwischen 
Lärmschutzwand und L 91 sind mit einem Mindeststammumfang von 18/20 cm und einer Stammhöhe 
von mindestens 2,20m zu pflanzen.* Die zeichnerisch festgesetzten Bäume westlich des 
Kreisverkehrsplatzes sind mit einem Mindeststammumfang von 25/30 cm und einer Stammhöhe von 
2,20m zu pflanzen. Es sind Bäume 1. Ordnung zu verwenden. 
Die Bäume sind auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. 
Artenliste:

§ 18
Öffentliche und private Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB * 

 
(1) Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung Parkanlage 
Die Parkanlage ist in der Nord-Süd-Achse mindestens zu 20 % und in der Ost-West-Achse 
mindestens zu 10 % mit standortgerechten Sträuchern und 30 Stück Laubbäumen, 1. und 2. Ordnung, 
Mindestumfang 20/25 cm zu bepflanzen. 
Der Flächenanteil der befestigten Wege und Plätze darf 20 % nicht überschreiten. Die Ost-West-
Achse ist als extensive Wiese anzulegen. Bäume und Unternutzung sind auf Dauer zu pflegen und zu 
erhalten, Abgänge sind gleichartig zu ersetzen 
Artenliste: 
Bäume: 
� Acer campestre in Sorten (Feld-Ahorn) 
� Acer platanoides in Sorten (Spitz-Ahorn) 
� Acer pseudoplatanus in Sorten (Berg-Ahorn) 
� Acer rubrum in Sorten (Rot-Ahorn) 
� Aesculus spec. (Kastanie) 
� Carpinus betulus in Sorten (Hainbuche) 
� Castanea sativa (Eßbare Kastanie) 
� Corylus colurna (Baum-Hasel) 
� Crataegus spec. in Sorten (Weißdorn) 
� Fraxinus spec. in Sorten (Esche) 
� Ginkgo biloba (Ginkgo) 
� Liquidambar styraciflua (Amberbaum) 
� Liriodendron tulipifera (Tulpenbaum) 
� Malus spec. in Sorten (Zier-Apfel) 
� Pyrus spec. in Sorten (Zier-Birne) 
� Quercus spec. in Sorten (Eiche) 
� Sorbus spec. in Sorten (Mehlbeere / Eberesche) 
� Tilia spec. in Sorten (Linde) 
Sträucher / Bodendecker 
� Acer ginnala (Feuer-Ahorn) 
� Aesculus parviflora (Strauch-Kastanie) 
� Alchemilla mollis (Frauenmantel) 
� Amelanchier spec. in Sorten (Felsenbirne) 
� Aronia spec. in Sorten (Apfelbeere) 
� Berberis spec. in Sorten (Berberitze) 
� Caryopteris in Sorten (Bartblume) 
� Chaenomeles in Sorten (Zier-Quitte) 
� Colutea arborescens (Blasenstrauch) 
� Cornus spec. in Sorten (Hartriegel) 
� Corylopsis spec. (Scheinhasel) 
� Corylus avellana in Sorten (Hasel) 
� Cydonia oblonga in Sorten (Quitte) 
� Deutzia spec. in Soten (Deutzie) 
� Elaeagnus spec. (Ölweide) 
� Euonymus spec. in Sorten (Spindelstrauch) 
� Exochorda spec. in Sorten (Radspiere) 
� Geranium spec. in Sorten (Storchschnabel) 
� Hedera spec. in Sorten (Efeu) 
� Hemerocallis in Sorten (Taglilie) 
� Hypericum spec. in Sorten (Johanniskraut) 
� Ilex spec. in Sorten (Stechpalme) 
� Kerria japonica (Ranunkelstrauch) 
 

 
Obstbäume: 
� Eßbare Kastanie (Castanea sativa), Anteil 15 % 
� Walnuss (Juglans regia), Anteil 15 % 
� Wild-Apfel (Malus silvestris), Anteil 10 % 
� Wild-Kirsche (Prunus avium), Anteil 10 % 
� Eberesche (Sorbus aucuparia), Anteil 10 % 
� Speierling (Sorbus domestica), Anteil 15 % 
� Elsbeere (Sorbus torminalis), Anteil 10 % 
� Wild-Birne (Pyrus pyraster), Anteil 15 % 

 

 
Feldgehölze: 
� Berberis vulgaris (Sauerdorn) 
� Cornus mas (Kornellkirsche) 
� Cornus sanguinea (Hartriegel) 
� Corylus avellana (Hasel) 
� Crataegus monogyna (Weißdorn) 
� Ligustrum vulgare (Liguster) 
� Mespilus germanica (Mispel) 
� Prunus mahaleb (Weichsel-Kirsche) 
� Prunus spinosa (Schlehe) 
� Rosa canina (Hunds-Rose) 
 (8) Maßnahmenfläche G 3 (Zweckbindung: Baum- und Strauchhecke aus standort-heimischen 
Gehölzen). 
Anpflanzung von Hochstämmen, Heistern und Sträuchern in den Sortierungen: Hochstämme, 1. 
Ordnung, Stammumfang 18/20 cm, 1 Stamm/500 qm; Hochstämme 2. Ordnung, Stammumfang 16/20 
cm, 2 Stämme/ 500 qm; Heister, 2 x verpflanzt, 150-200 cm, 5 Stück/ 500 qm; Sträucher, VSTR, 100-
150 cm, Pflanzabstand 1,5 x 1,5 m. 
Bäume und Sträucher sind auf Dauer zu pflegen und zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu 
ersetzen. 
Artenliste: 
� Acer campestre (Feld-Ahorn) 
� Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn) 
� Carpinus betulus (Hainbuche) 
� Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 
� Corylus avellana (Hasel) 
� Crataegus monogyna (Weißdorn) 
� Euonymus europaea (Pfaffenhütchen) 
� Fraxinus excelsior (Esche) 
� Ligustrum vulgare (Liguster) 
� Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 
� Prunus avium (Vogel-Kirsche) 
� Prunus padus (Trauben-Kirsche) 
� Prunus spinosa (Schlehe) 
� Quercus petraea (Trauben-Eiche) 
� Quercus robur (Stiel-Eiche) 
� Rosa canina (Hunds-Rose) 
� Sorbus aucuparia (Eberesche) 
� Tilia cordata (Winter-Linde) 
� Viburnum lantana (Wolliger Schneeball) 
� Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball) 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 BEBAUUNGSPLAN NR. 40.K4.-Blatt 3- 
„In der Widdau“ 

Königsdorf 
 

Maßstab 1:500 
 

Fachbereich 6 Planen, Bauen und Umwelt –Abteilung 6.61 Planung und Umwelt 
 

§ 20
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 25b BauGB 
 

(1) Im Geltungsbereich ist die DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) anzuwenden. Soweit erforderlich sind Schutzzäune, 
Wurzelschutzmaßnahmen, Stammschutz und Bodenverdichtungsschutz anzuwenden. 
 
(2) Bäume und Sträucher sowie deren natürliche Strukturen (z.B. Hecken) sind dauerhaft fachgerecht 
zu pflegen und zu unterhalten. Abgängige Gehölze sind durch artgleiche zu ersetzen. 
 

§ 21 
Schutz des Oberbodens * 

 
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie 
bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand 
zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 
 
 
  

IV. Hinweise/Kennzeichnungen 
 
1. Lagerung wassergefährdender Stoffe 
Die Lagerung wassergefährdender Stoffe ist der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
Abfüll- und Umschlagplätze bedürfen einer Eignungsfeststellung. 
 
2. Archäologische Bodenfunde 
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 
und Fundgegenstände, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind 
unverzüglich dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu 
erhalten und in geeigneter Weise bzw. bis zu einer Entscheidung zu schützen. 
 
3. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen 
erforderlich sind 
Im Geltungsbereich ist ein Gebiet gemäß  PlanzVO 15.11 gekennzeichnet, in dem sich humoses 
Bodenmaterial befindet. Vor einer Bebauung muss in diesem Bereich eine Baugrunduntersuchung 
durchgeführt- und gegebenenfalls besondere Gründungs-maßnahmen ergriffen werden. 
 
4. Das Gebiet befindet sich in der Wasserschutzzone III B des Wasserschutzgebietes Weiler und 
Worringen/Langel. Die Wasserschutzgebietsverordnung ist zu beachten. 
 
5. Bei der Aufstellung von Trafostationen innerhalb des Plangebietes ist zu berücksichtigen, dass 
unter Vorsorgegesichtspunkten bezüglich zu errichtender bzw. ggf. bereits vorhandener 
Trafostationen an evtl. angrenzenden, ständigen Aufenthaltsorten der Wert von 1 mT nicht 
überschritten werden sollte. 
 
6. Zu diesem Bebauungsplan gehört der Städtebauliche Vertrag vom ................................. . *

VEREINFACHTE  2.ÄNDERUNG

VEREINFACHTE 2. ÄNDERUNG 
 
 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

§ 1 
Art der baulichen Nutzung 

 
(1) wird geändert: 
(1) Gemäß § 1 Abs. 7 Nr. 1 BauNVO wird im Baugebiet WA 3a festgesetzt, dass im Erdgeschoss 
nur 
- der Versorgung des Gebietes dienende Läden, 
- Schank- und Speisewirtschaften 
( § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ) zulässig sind. 
 
(2) wird geändert: 
(2) Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird, mit Ausnahme des Baugebietes WA 3a, festgesetzt, dass 
die nach § 4 Abs.2 BauNVO allgemein zulässige Nutzung 
- die der Versorgung dienenden Läden 
nicht zulässig ist. 
 
(4) wird geändert: 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird festgesetzt, dass bei Baugrundstücken mit einer Größe 
von weniger als 230 qm eine Wohnung je Wohngebäude zulässig ist und ab einer Größe von 
230 qm 2 Wohnungen je Wohngebäude zulässig sind. * 
Von dieser Festsetzung sind die Grundstücke der Baugebiete WA 1/1a, WA 2, WA 3, WA 3a und WA 4 
ausgenommen. 
 
 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 

§ 12 a 
Zeltdach 

 
Der Dachüberstand (Maß zwischen untere horizontale Kante der geneigten Dachfläche und Kante 
Außenmauerwerk) darf 0,50 m nicht überschreiten. 
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